
Klassen sollen günstiger reisen
Verkehr PolitikermachenDruck auf die SBB, die Tarife für Schulklassen zu senken.

Nationalräte aus allen Parteien haben einen Vorstossmit dieser Forderung unterschrieben.

Maja Briner

MitdemZug indieBergeoder an
denSee:TausendeKlassenhaben
das schöne Wetter diese Woche
für Schulreisen genutzt – zur
Freude vieler Schülerinnen und
Schüler.Nur:DieAusflügekosten
auch.LehrerundSchulen fordern
seit längeremgünstigereÖV-Bil-
lette. Der Gruppenrabatt reiche
nicht aus, kritisierte Beat W.
Zemp, Präsident des Lehrerver-
bands LCH, Anfang Jahr gegen-
über dieser Zeitung.

Nun erhalten die Lehrer und
Schulen Unterstützung aus der
Politik. SP-Nationalrat Cédric
Wermuth hat gestern einen Vor-
stossdazueingereicht. «DieKos-
ten für den öffentlichen Verkehr
bildenzunehmendeinHindernis
für Ausflüge von Schulklassen
undKlassenlager», hält der Aar-
gauer im Vorstoss fest. Der Bun-
desrat solle aufzeigen, wie der
ÖV für Schulklassen «massgeb-
lich verbilligt oder sogar kosten-
frei ausgestaltetwerdenkönnte».

Wer dies bezahlen soll – ob
SBB,BundoderKantone –, ist im
Vorstoss nicht festgeschrieben.
Wermuth sagt: «Wir wollen das
Ziel festlegen: Der ÖV soll für
Schulen weniger kosten. Wie
hochderRabatt sein soll undwer
ihn finanziert, lässt der Vorstoss
bewusst offen.» Der Bundesrat
solle dazu Optionen aufzeigen.
«Dannkönnenwir entscheiden.»

Finanzierung
alsKnackpunkt

DerVorstoss erhält auchvonbür-
gerlicher Seite Unterstützung.
Politiker ausallenParteienhaben
dasPostulat unterzeichnet.Einer
davon ist der Luzerner SVP-
Nationalrat Felix Müri. Er sagt:
«Noch vor drei Jahren hätte ich
einen solchen Vorstoss nicht
unterschrieben.» Doch inzwi-
schenhabesichdieAusgangslage
geändert. «Der ÖV ist teurer ge-
worden, und der Bund wälzt
immer mehr Kosten auf die Ge-
meinden ab», sagt Müri. Hinzu
kommedasBundesgerichtsurteil
vonEnde2017, dasdieElternbei-
träge für Lager, Schulreisen und
Exkursionen begrenzte. «Des-

halb ist es richtig, dass die ÖV-
Kosten für Schulen näher ange-
schaut werden», sagt der SVP-
Politiker.

Auch FDP-Nationalrat
Thierry Burkart, Vizepräsident
des Mobilitätsverbands TCS
Schweiz, hat den Vorstoss mit-
unterzeichnet.«Ich teiledasZiel,
denn günstigere ÖV-Tarife für
Schulen entsprechen durchaus
einem Bedürfnis», sagt der Aar-
gauer. Deshalb müsse man prü-

fen, ob es Möglichkeiten gebe,
umdie Schulen zu entlasten.

Knackpunkt sei dieFinanzie-
rung, sagt Burkart. «Über die
TarifeentscheidendieTransport-
unternehmen,hier sollte sichdie
Politik nicht einmischen.» Bur-
kart könnte sich allenfalls eine
Beteiligung des Bundes an den
Kosten vorstellen. Ob er auch
konkrete Schritte unterstützen
würde, lässt er aberoffen.Esgehe
nun zunächst darum, eine Aus-

legeordnung zu machen, sagt
Burkart.

Direkte Auswirkungen hat
das Postulat nicht. Falls der
Nationalrat es annimmt, muss
derBundesrat lediglicheinenBe-
richt erstellen – Massnahmen
muss er keine ergreifen. Bisher
zeigte sich die Regierung indes
nicht offen für das Anliegen: Ei-
nen Vorstoss von SP-National-
rätinMartinaMunzausdemletz-
ten Jahr, der ebenfalls tiefere

Reisekosten fürSchulklassen for-
derte, lehnte die Regierung ab.

Der Lehrerverband hat die
Angelegenheit inzwischen selbst
in die Hand genommen und sei-
ne Forderung Ende Februar bei
SBB-Chef Andreas Meyer plat-
ziert. Laut Lehrerpräsident Beat
W. Zemp stiess er auf Verständ-
nis:Die SBBhättendie finanziel-
len Probleme der Schulen bei
ausserschulischenAnlässen ver-
standen und neue Angebote in
Aussicht gestellt. «Wir werden
demnächsteinweiteresGespräch
mit den SBB führen», erklärt
Zemp. «Unterstützung aus der
Politik ist daher willkommen.»

SBBerhöhen
Gruppenrabatt

Eine Verbesserung für Schulen
kündigtendieSBBgesternbereits
an – wenige Stunden bevorWer-
muthdasPostulat einreichte.Bei
Gruppenreisen gibt es ab dem
Fahrplanwechsel im Dezember
einenRabatt von30Prozent statt
20 Prozent auf den normalen
Preis. Zudem soll es einfacher
werden, eine Gruppenreise zu
buchen, sodass die Lehrkräfte
weniger Aufwand haben.

Das sei erfreulich,findetWer-
muth. Den politischen Druck
brauche es aber trotzdem: Nötig
sei eine dauerhafte, am besten
gesetzlich verankerte Lösung.
«Sonst fällt das bei der nächsten
Sparrundeder SBBwiederweg.»

Schülerinnen warten in Bellinzona auf den Zug. Bild: Carlo Reguzzi/Keystone

«Vordrei
Jahrenhätte ich
einensolchen
Vorstossnicht
unterschrieben.»

FelixMüri
Nationalrat (SVP/LU)

TV-Kritik

Streicheleinheiten für dieEidgenossenschaft
«WarumkannesdieSchweizbes-
ser?» Unter diesem Titel hat der
deutsche Südwestrundfunk am
Mittwochabendzubester Sende-
zeit einen 45-minütigen Doku-
mentarfilmüberdasmangelhafte
deutsche Bahnsystem gesendet.
Als Vorbild gepriesen wird die
Schweiz: Sie habe den öffent-
lichen Verkehr beispielhaft ge-
regelt. Besonders angetan hat es
den Deutschen der Schweizer
Taktfahrplan.

Vorhang auf für die Thurgauer
SP-Nationalrätin Edith Graf-Lit-
scher: Die Präsidentin der Ver-
kehrskommission kommt mit
demBusamBahnhofFrauenfeld
an und steigt direkt in den Zug
nachZürichein.Tiefbeeindruckt
kommentiert die Stimme aus
dem Off: «Beide Systeme sind
aufeinander abgestimmt. Ob in
die Hauptstadt Bern, nach Basel

oder nach Genf: Sie braucht kei-
nen Fahrplan.» Zu animierter
Hintergrundmusik nimmt Graf-
Litscher Platz in der ersten Klas-
se – natürlich gibt es genügend
Platz –undklapptentspannt ihren
Laptop auf. Zufrieden sagt sie:
«Bei uns in der Schweiz ist jede
grosse Ortschaft ein Knoten-
bahnhof.Dasbedeutet:DieBusse
undRegionalbahnenkommenzu
einembestimmtenZeitpunkt an,
und dann haben alle Leute die
Möglichkeit, in unterschiedliche
Richtungenweiterzufahren.»

AmBahnhofZüricherklärtGraf-
Litscher dem SWR die Idee des
Taktfahrplans: Einfahrt kurz vor
der halben und ganzen Stunde;
Abfahrt kurznachderhalbenund
ganzen Stunde. Nach St.Gallen:
16.02Uhr; nachGenf: 16.03Uhr;
nach Basel: 16.08 Uhr. «Inner-
halbwenigerMinutenkönnenSie

in alle Himmelsrichtungen los-
fahren», sagt Graf-Litscher. Der
Sprecher imOffbemerktderweil
voller Anerkennung: «Selbst der
Schiffsverkehr ist mit den Fahr-
zeiten der Züge vertaktet.» Wo-

mit das zusammenhängt, be-
leuchtet der Film ebenfalls: Mit
dem vielen Geld, das in der
Schweiz in den Bahnverkehr
fliesst.Demnach stecktderdeut-
scheStaat 77EuroproKopf inden

Schienenverkehr, in der Schweiz
sind es 365 Euro.

Der Streiterei umdenStuttgarter
Hauptbahnhof stellt dieDokudie
hiesigenVerhältnissegegenüber.
Ein solcher Konflikt sei undenk-
bar inder Schweiz, sagt der Spre-
cher. «In unserem Nachbarland
will jede Partei die Bahn voran-
bringen.» Bei landschaftlichen
Bildern aus dem Urnerland –
Schweiz Tourismus hätte sie
nicht besser auswählenkönnen –
kommtdie Sendung auf denBau
des Gotthard-Basistunnels zu
sprechen. Der Tenor: Während
die Schweiz den Güterverkehr
aufder Schieneentschlossen för-
dere, herrsche in Deutschland
Stillstand. Der ehemalige Ver-
kehrsminister Moritz Leuenber-
ger erinnert sich am Zürcher
Hauptbahnhof an die damalige
Vereinbarung mit Deutschland

zum gemeinsamen Ausbau der
Bahninfrastruktur.Übergeordne-
tesZiel sei es gewesen, dieGüter
von Rotterdam im Norden bis
nach Genua im Süden auf der
Bahn zu transportieren, sagt er.
«ZumeinerganzgrossenEnttäu-
schung ist es bei der Absichts-
erklärung von Deutschland ge-
blieben», so Leuenberger.

Überdieganzen45Minutenzieht
sichein roterFaden:DieSchweiz
kann’s, Deutschland nicht. Es
müssen wohlige Momente sein
für hiesige Zuschauer, steht die
Schweiz in Europa doch in har-
temGegenwind wegen des Rah-
menabkommens.Füreinmalgibt
es ausschliesslich Streichelein-
heiten fürdieEidgenossenschaft.
Wohl bekomm’s, dem helveti-
schenGemüt.

Roger Braun
SP-Nationalrätin Edith Graf-Litscher und alt Bundesrat Moritz Leuen-
berger während der Dreharbeiten im Zürcher HB. Bild: Claudio Thoma

Nein zu Initiativen
gegen Pestizide

Volksbegehren Im Nationalrat
herrscht weitgehende Einigkeit,
dass die Schweizer Bauern den
Pestizid- und Antibiotikaver-
brauch reduzierenmüssen. Um-
stritten ist, wie das geschehen
soll. Die Trinkwasser- und die
Pestizidverbots-Initiative sind für
die Mehrheit der falsche Weg.
DerNationalrat hat amDonners-
tag die Debatte abgeschlossen,
die er am Vortag aufgenommen
hatte. Er entschied, beide Initia-
tiven zur Ablehnung zu empfeh-
len. Zur Trinkwasser-Initiative
sagte er mit 130 zu 58 Stimmen
Nein, zur Pestizidverbots-Initia-
tivemit 131 zu 54 Stimmen.

Gegen die beiden Initiativen
sprachen sich die Vertreter von
SVP, FDP und CVP aus. Weil sie
aber auch vielen Vertretern von
SP,GrünenundGrünliberalen zu
weit gehen, schlug SP-National-
ratBeat JansderenRückweisung
an die Kommission vor. Diese
sollte einen indirektenGegenvor-
schlag ausarbeiten. So sollten
verbindlich die Risiken der An-
wendung von Pflanzenschutz-
mitteln bis 2030 halbiert und
Alternativen zum chemischen
Pflanzenschutz gefördert wer-
den. Dieser Ansatz wurde auch
von Mitgliedern von FDP und
CVP unterstützt. Trotzdem
sprach sich der Nationalrat mit
111 zu 78 Stimmen gegen die
Rückweisung aus. Ebenso deut-
lich lehnte erdiebeidendirekten
Gegenvorschläge ab. (sda)

Keine Provisionen
für Vermittler

Krankenkasse Der Ständerat
will Vermittlerprovisionen nicht
nur in der Grundversicherung,
sondern auch in der Zusatzver-
sicherung beschränken. Er hat
gesterneinervomNationalrat ab-
geänderten Motion stillschwei-
gend zugestimmt. Nur mit dem
Einschluss der Zusatzversiche-
rung könnten übermässige Pro-
visionenwirkungsvoll unterbun-
denwerden, sagteKommissions-
sprecher Joachim Eder (FDP/
ZG).DieProvisionenseien indie-
sem Bereich um ein Vielfaches
höher.ZudemliessensichGrund-
und Zusatzversicherung in der
Realität kaum trennen. (sda)
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